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Vom 20.11.1989 (Deutsche Fassung: BGBl. II 1992 S. 121) 

Präambel 

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens – 

(…) 

in der Erkenntnis, dass die Vereinten Nationen in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und 

in den Internationalen Menschenrechtspakten verkündet haben und übereingekommen sind, dass jeder 

Mensch Anspruch hat auf alle darin verkündeten Rechte und Freiheiten ohne Unterscheidung, etwa 

nach der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der politischen oder 

sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, dem Vermögen, der Geburt oder dem 

sonstigen Status, 

(…) 

haben folgendes vereinbart: 

Teil I.   [Schutz und Rechte des Kindes] 

Artikel 2   [Achtung der Kindesrechte; Diskriminierungsverbot] 

(1) Die Vertragsstaaten achten die in diesem Übereinkommen festgelegten Rechte und gewährleisten 

sie jedem ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Kind ohne jede Diskriminierung unabhängig von der 

Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen 

Anschauung, der nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, einer Behinderung, 

der Geburt oder des sonstigen Status des Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds. 

Artikel 14   [Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit] 

(1) Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes auf Gedanken, Gewissens- und Religionsfreiheit. 

(2) Die Vertragsstaaten achten die Rechte und Pflichten der Eltern und gegebenenfalls des Vormunds, 

das Kind bei der Ausübung dieses Rechts in einer seiner Entwicklung entsprechenden Weise zu leiten. 

(3) Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekunden, darf nur den gesetzlich 

vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, 

Ordnung, Gesundheit oder Sittlichkeit oder der Grundrechte und -freiheiten anderer erforderlich sind. 

Artikel 20   [Von der Familie getrennt lebende Kinder; Pflegefamilie; Adoption] 

(1) Ein Kind, das vorübergehend oder dauernd aus seiner familiären Umgebung herausgelöst wird 

oder dem der Verbleib in dieser Umgebung im eigenen Interesse nicht gestattet werden kann, hat 

Anspruch auf den besonderen Schutz und Beistand des Staates. 

(2) Die Vertragsstaaten stellen nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts andere Formen der 

Betreuung eines solchen Kindes sicher. 
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(3) Als andere Form der Betreuung kommt unter anderem die Aufnahme in eine Pflegefamilie, die 

Kafala nach islamischem Recht, die Adoption oder, falls erforderlich, die Unterbringung in einer 

geeigneten Kinderbetreuungseinrichtung in Betracht. Bei der Wahl zwischen diesen Lösungen sind die 

erwünschte Kontinuität in der Erziehung des Kindes sowie die ethnische, religiöse, kulturelle und 

sprachliche Herkunft des Kindes gebührend zu berücksichtigen. 

Artikel 29    [Bildungsziele; Bildungseinrichtungen] 

(1) Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, dass die Bildung des Kindes darauf gerichtet sein 

muss, 

(…) 

d) das Kind auf ein verantwortungsbewusstes Leben in einer freien Gesellschaft im Geist der 

Verständigung, des Friedens, der Toleranz, der Gleichberechtigung der Geschlechter und der 

Freundschaft zwischen allen Völkern und ethnischen, nationalen und religiösen Gruppen sowie zu 

Ureinwohnern vorzubereiten; 

Artikel 30   [Minderheitenschutz] 

In Staaten, in denen es ethnische, religiöse oder sprachliche Minderheiten oder Ureinwohner gibt, darf 

einem Kind, das einer solchen Minderheit angehört oder Ureinwohner ist, nicht das Recht vorenthalten 

werden, in Gemeinschaft mit anderen Angehörigen seiner Gruppe seine eigene Kultur zu pflegen, sich 

zu seiner eigenen Religion zu bekennen und sie auszuüben oder seine eigene Sprache zu verwenden. 

 


